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10931 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für innere Angelegenheiten 

über den Beschluss des Nationalrates vom 23. März 2022 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 geändert wird 

Die Abgeordneten Mag. Martin Engelberg, Sabine Schatz, Mag. Hannes Amesbauer, BA, Mag. Eva 
Blimlinger, Dr. Stephanie Krisper, Kolleginnen und Kollegen haben den dem gegenständlichen Beschluss 
des Nationalrates zu Grunde liegenden Initiativantrag am 15. Dezember 2021 im Nationalrat eingebracht 
und – auszugsweise – wie folgt begründet: 

„Allgemeiner Teil 
Als Ausdruck des Bekenntnisses Österreichs zu seiner Verantwortung für die Verbrechen während der 
NS-Zeit im Staatsbürgerschaftsrecht normieren die geltenden Bestimmungen des § 58c 
Sondererwerbstatbestände für die damaligen Verfolgten des Nationalsozialismus sowie deren 
Nachkommen. 
Demnach erwirbt gemäß dem geltenden § 58c Abs. 1 ein Fremder unter erleichterten Voraussetzungen 
die österreichische Staatsbürgerschaft, wenn er der Behörde schriftlich anzeigt, sich als Staatsbürger oder 
Staatsangehöriger eines der Nachfolgestaaten der ehemaligen Österreichisch-Ungarischen Monarchie 
oder Staatenloser jeweils mit Hauptwohnsitz im Bundesgebiet vor dem 15. Mai 1955 in das Ausland 
begeben zu haben, weil er Verfolgungen durch Organe der NSDAP oder der Behörden des Deutschen 
Reiches mit Grund zu befürchten hatte oder erlitten hat oder weil er wegen seines Eintretens für die 
demokratische Republik Österreich Verfolgungen ausgesetzt war oder solche zu befürchten hatte. 
Im Oktober 2019 wurde mit dem Staatsbürgerschaftsrechtsänderungsgesetz 2018, BGBl. I Nr. 96/2019, 
neben diesem Sondererwerbstatbestand für die Verfolgten selbst durch Einfügung eines neuen Abs. 1a in 
§ 58c ein weiterer Sondererwerbstatbestand für deren Nachkommen eingeführt, bei denen anzunehmen 
ist, dass sie ohne das erlittene Unrecht ihrer Vorfahren während der NS-Zeit oder des Ständestaates heute 
im Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft wären. Seit dieser Änderung können auch 
Nachkommen in direkter absteigender Linie einer Person, die als Verfolgter gemäß Abs. 1 die 
Staatsbürgerschaft erworben hat oder erwerben hätte können, unter erleichterten Bedinungen die 
österreichische Staatsbürgerschaft erwerben. 
Nach Inkrafttreten des Sondererwerbstatbestandes haben sich im Vollzug jedoch Fälle gezeigt, welche auf 
Basis des geltenden Wortlautes keine Berücksichtigung finden konnten. So waren beispielsweise jene 
Fälle nicht erfasst, in welchen der Vorfahre von Organen der NSDAP oder der Behörden des Deutschen 
Reiches oder wegen des Eintretens für die demokratische Republik Österreich ermordet oder ins Ausland 
deportiert wurde. Grund hiefür war, dass der geltende Gesetzeswortlaut voraussetzt, dass sich die 
betreffende Person (freiwillig) ins Ausland begeben hat. Anlässlich des einjährigen Bestehens der 
Bestimmung erfolgte daher eine Evaluierung der im Vollzug aufgetretenen Härtefälle, mit dem Ziel durch 
eine legistische Adaptierung nunmehr in sachgerechter Weise auch in diesen (bisher nicht erfassten) 
Fällen den Erwerb der Staatsbürgerschaft durch Anzeige zu ermöglichen.“ 
 
Im Ausschusses für innere Angelegenheiten des Nationalrates wurde ein Abänderungsantrag 
eingebracht und beschlossen, der – auszugsweise – wie folgt begründet wurde: 
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„Allgemeiner Teil 
Als Ausdruck des Bekenntnisses Österreichs zu seiner Verantwortung für die Verbrechen während der 
NS-Zeit im Staatsbürgerschaftsrecht normieren die geltenden Bestimmungen des § 58c 
Sondererwerbstatbestände für die damaligen Verfolgten des Nationalsozialismus sowie deren 
Nachkommen. 
Demnach erwirbt gemäß dem geltenden § 58c Abs. 1 ein Fremder unter erleichterten Voraussetzungen 
die österreichische Staatsbürgerschaft, wenn er der Behörde schriftlich anzeigt, sich als Staatsbürger oder 
Staatsangehöriger eines der Nachfolgestaaten der ehemaligen Österreichisch-Ungarischen Monarchie 
oder Staatenloser jeweils mit Hauptwohnsitz im Bundesgebiet vor dem 15. Mai 1955 in das Ausland 
begeben zu haben, weil er Verfolgungen durch Organe der NSDAP oder der Behörden des Deutschen 
Reiches mit Grund zu befürchten hatte oder erlitten hat oder weil er wegen seines Eintretens für die 
demokratische Republik Österreich Verfolgungen ausgesetzt war oder solche zu befürchten hatte. 
Im Oktober 2019 wurde mit dem Staatsbürgerschaftsrechtsänderungsgesetz 2018, BGBl. I Nr. 96/2019, 
neben diesem Sondererwerbstatbestand für die Verfolgten selbst durch Einfügung eines neuen Abs. 1a in 
§ 58c ein weiterer Sondererwerbstatbestand für deren Nachkommen eingeführt, bei denen anzunehmen 
ist, dass sie ohne das erlittene Unrecht ihrer Vorfahren während der NS-Zeit oder des Ständestaates heute 
im Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft wären. Seit dieser Änderung können auch 
Nachkommen in direkter absteigender Linie einer Person, die als Verfolgter gemäß Abs. 1 die 
Staatsbürgerschaft erworben hat oder erwerben hätte können, unter erleichterten Bedingungen die 
österreichische Staatsbürgerschaft erwerben. 
Nach Inkrafttreten des Sondererwerbstatbestandes haben sich in der Vollziehung jedoch Fälle gezeigt, 
welche auf Basis des geltenden Wortlautes keine Berücksichtigung finden konnten. So sind 
beispielsweise jene Fälle nicht erfasst, in welchen der Vorfahre von Organen der NSDAP oder der 
Behörden des Deutschen Reiches oder wegen des Eintretens für die demokratische Republik Österreich 
ermordet oder ins Ausland deportiert wurde. Grund hiefür ist, dass der geltende Gesetzeswortlaut 
voraussetzt, dass sich die betreffende Person (freiwillig) ins Ausland begeben hat. Anlässlich des 
einjährigen Bestehens der Bestimmung erfolgte daher eine Evaluierung der in der Vollziehung 
aufgetretenen Härtefälle, mit dem Ziel durch eine legistische Adaptierung in sachgerechter Weise auch in 
diesen (derzeit nicht erfassten) Fällen den Erwerb der Staatsbürgerschaft durch Anzeige zu ermöglichen. 
Vor diesem Hintergrund wurde am 15. Dezember 2021 ein Initiativantrag zur Änderung des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 (2146/A, XXVII. GP) eingebracht, welcher aufgrund einstimmigen 
Beschlusses im Innenausschuss vom 16. Dezember 2021 einer Ausschussbegutachtung bis zum 
21. Jänner 2021 unterzogen wurde. Im Zuge dieser Begutachtung ergaben sich hinsichtlich der im 
Initiativantrag vorgesehenen Bestimmungen noch erforderliche Änderungen, welche im Rahmen des 
gegenständlichen gesamtändernden Abänderungsantrages Berücksichtigung finden sollen.“ 
 
Der Ausschuss für innere Angelegenheiten hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 5. April 2022 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Dr. Peter Raggl. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat MMag. Dr. Karl-Arthur Arlamovsky mit 
beratender Stimme an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates MMag. Dr. Karl-Arthur Arlamovsky, 
Ernest Schwindsackl, Dominik Reisinger und Silvester Gfrerer. 
Bei der Abstimmung wurde mit Stimmeneinhelligkeit beschlossen, gegen den Beschluss des 
Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 
 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Dr. Peter Raggl gewählt. 

Der Ausschuss für innere Angelegenheiten stellt nach Beratung der Vorlage mit Stimmeneinhelligkeit  
den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2022 04 05 

 Dr. Peter Raggl Mag. Harald Himmer 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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